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EDITORIAL

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

 

heute hielt ich wieder das kleine Büchlein von Axel 

Hacke in den Händen mit dem schönen Titel:

„Über den Anstand in schwierigen Zeiten und die 
Frage, wie wir miteinander umgehen“.

Dieses Buch, welches der Autor schon weit vor den 

pandemischen Jahren geschrieben hat, ist wirklich 

kein Pamphlet; Axel Hacke denkt vielmehr über das 

Zusammenleben der Menschen nach und über die 

schon von Anton Tschechow gestellte Frage: „Warum 

leben wir nicht so, wie wir leben könnten?“

Als Hacke seinerzeit sein Buch in einem Radiosender 

vorgestellt hat, hatte er noch gar nicht richtig zu spre-

chen begonnen, als beim Sender eine Mail des In-

halts eintraf, „der niveaulose Penner“ solle „sein Maul 

halten“.

In Zeiten, in denen ungesittete Politiker Präsidenten 

großer Nationen werden, in denen Menschen unauf-

gefordert jedweden geistigen Müll in sozialen Medien 

verbreiten, finde ich es geradewegs spannend, mich 

erst einmal mit mir selbst zu beschäftigen, mit der an 

mich gerichteten Frage, was Anstand für mich eigent-

lich bedeutet. Als Mensch, als Richterin und Kollegin. 

Und wie ich meinen selbst definierten Anstand im 

Umgang just mit denjenigen Menschen aufrechter-

halte (hier wird es nämlich ganz spannend!), deren 

ganzer Frust mir in meinem beruflichen Raum entge-

genschlägt.

In einer komplizierten und sich ständig 

verändernden Welt kann es keine Lö-

sung aller Probleme geben, das schaf-

fen wir weder zu Hause, noch können 

wir das von den staatlichen Institutionen 

oder anderen erwarten. 

Jemand, der mir sagt, er hätte ein „All-

heil-Problemlösungsmittel“, dem ist so-

wieso nicht zu trauen.

Am Ende wird es also darum gehen, wie wir den Um-

wälzungen und der Tatsache, dass wir keine Kontrolle 

über unsere individuellen Lebensverläufe haben, mit 

„Anstand“ begegnen. Und wie wir diesen Anstand in 

unserem beruflichen Handeln bewahren.

Unser Verbandsvorsitzender Wulf Schindler ist stän-

dig darauf bedacht, die Justiz in sehr respektvoller 

Weise zu vertreten und sie zu verteidigen. Davon kön-

nen Sie sich nach der Lektüre dieser Zeitung selbst 

überzeugen.

Wir würden uns freuen, Sie unterstützten unsere Ar-

beit durch Ihre Mitgliedschaft.

Ich für meinen Teil fange nach der Hackschen Lektüre 

jetzt schon mal mit „anständig sein“ an, versprochen 

…

Ihre 

Christine Werner
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ANZEIGE

Gutachten für die Justiz 

Betriebswirtschaftliche Sachverständigengutachten im   
Rahmen von Rechtsstreitigkeiten und Strafverfahren 

Insolvenzgutachten 

Bewertungen 

Schadensermittlung 

Wirtschaftlichkeitsanalysen 

Individuelle Fragestellungen transparent und kompakt      
aufgearbeitet 

Profil Guido Althaus Düsseldorf

Frankfurt am Main 

München 

www.accuracy.com – guido.althaus@accuracy.com 
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BERICHT GESAMTVORSTANDSSITZUNG 16.04.2021

TAGESORDNUNG

1. Bericht des Vorsitzenden 

Der Vorsitzende Wulf Schindler begrüßt die Teilneh-
menden, die sich aufgrund der aktuellen Situation zu 
einer Online-Konferenz zusammengefunden haben. 
Er kündigt an, dass nach den gescheiterten zwei 
Anläufen im vergangenen Jahr die Durchführung 
einer Mitgliederversammlung in diesem Jahr wegen 
der anstehenden Wahlen notwendig sein wird.

a. �Corona-Pandemie: Test- und Impfstrategien für 

die Justiz

Der Vorsitzende erläutert die Lage in Bezug auf die 
Impfpriorisierung für die Justiz und die aktiven Be-
mühungen des Vereins hierzu in vertraulichen Ge-
sprächen mit dem Justizministerium.

Es folgt eine Diskussion und weitere Beiträge zu den 
im Raum stehenden Überlegungen, die derzeit noch 
nicht offiziell mitgeteilt werden können.

Auch die Teststrategien der Justiz wurden themati-
siert, dazu gibt es vor Ort unterschiedliche Angebo-
te, die von Selbsttests bis hin zu Testmöglichkeiten 
durch mobile Teams, geschulte Mitarbeiter oder 
Apotheken reichen. 

b. Nachlassende Attraktivität der Landgerichte

Als Nächstes wurde das Phänomen der nachlassen-
den Attraktivität der Landgerichte diskutiert. Nach 
Auffassung von Schindler handele es sich nicht um 
ein isoliertes Problem der Landgerichte, sondern 
müsse in größerem Zusammenhang gesehen wer-
den. Es gebe auch Probleme bei Amtsgerichten und 
Staatsanwaltschaften, Stellen neu zu besetzen. Es 
ist nicht spezifisch das Landgericht unattraktiv, son-
dern die Attraktivität sinke dann, wenn am konkreten 
Standort die Arbeitsbelastung unattraktiv hoch sei. 
Dies sei aktuell am Landgericht Stuttgart mit dem 
Schwerpunkt der Dieselklagen der Fall. Eine mas-
sive Unterbesetzung bzw. Arbeitsüberlastung ist 
Ursache für die mangelnde Attraktivität; dies kann 

auch bei einzelnen Dezernaten am Amtsgericht und 
der Staatsanwaltschaft der Fall zu sein. Überdies 
scheint generell die Attraktivität von Standorten in 
ländlichen Gebieten zu sinken. Es wird schwieriger, 
junge Leute für freie Stellen an kleinen Standorten 
im ländlichen Raum zu finden. Insgesamt bleibt das 
Thema Nachwuchsgewinnung problematisch. 

c. �Bericht aus dem Landesrichter- und -staatsan-

waltsrat: e-Akten-Probleme, Gesundheitsma-

nagement, Ausweitung des Mitbestimmungs-

katalogs

Hinsichtlich der e-Akte gab es im November 2020 
bis März 2021 erhebliche Probleme infolge der 
Einrichtung einer weiteren Datenbank. Statt der 
erwarteten Verbesserung gab es erhebliche Ver-
schlechterungen in der Performance. Diese konnten 
mittlerweile behoben werden, sodass nach aktuel-
len Rückmeldungen die Situation insgesamt besser, 
aber nicht überall gut ist. Der LaRiStAR setzt sich 
weiter mit Nachdruck dafür ein, dass die e-Akte 
an jedem Standort gut funktioniert. Dafür ist er mit 
den bekannten Problemstandorten in ständigem 
Kontakt; sollten sich auch an bisher unauffälligen 
Standorten Probleme ergeben, bittet der LaRiStAR 
um entsprechende Informationen. Ohne diese kann 
keine wirksame Interessenvertretung erfolgen.

Das Beschwerdemanagement in Form des Ti-
cket-Systems und die Aufgabenverteilung zwischen 
IUK-Fachzentrum / JuM einerseits und BitBW sowie 
die daraus resultierenden Probleme werden kurz an-
gesprochen.

Das Gesundheitsmanagement unterliegt zwar einer 
unbeschränkten Mitbestimmung des LaRiStAR, die 
sich faktisch allerdings im Wesentlichen auf die Be-
willigung der Finanzmittel für die vom Ministerium 
vorgeschlagenen Maßnahmen beschränkte. Dies 
wird zunehmend als unbefriedigend empfunden, 
weil es an einem stringenten Konzept für die Ge-
sundheitsförderung fehlt. Dies hat der Landesrech-
nungshof bereits bemängelt, zumal positive Effekte 
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gesundheitsfördernder Maßnahmen schwer mess-
bar sind. Auf Initiative des Lenkungsausschusses 
Gesundheitsmanagement wurde vom Ministerium 
als Reaktion hierauf ein Pilotprojekt mit dem Landes-
gesundheitsamt an einzelnen Standorten bewilligt, 
dieses ist aber durch die Corona-Pandemie ins Sto-
cken geraten.

Es wird künftig gute Ideen für das Gesundheitsma-
nagement brauchen, die den Einsatz der beträchtli-
chen Finanzmittel rechtfertigen können.

Für die anstehenden Koalitionsgespräche wollen wir 
in Absprache mit dem LaRiStAR für eine Ausweitung 
der Mitbestimmungsrechte der richterlichen und 
staatsanwaltlichen Personalvertretungen eintreten, 
um eine Gleichstellung mit den Bezirkspersonalrä-
ten und dem Hauptpersonalrat (HPR) zu erreichen. 
Die Arbeit des LaRiStAR seit seiner Einrichtung im 
Jahr 2016 hat gezeigt, dass in vielen Bereichen 
eine effektive Personalvertretung von Richtern und 
Staatsanwälten mangels Befugnissen nicht möglich 
ist und stattdessen die Bezirkspersonalräte bzw. der 
HPR alleine agieren. 

2. �Wahlen zum Richter- / Staatsanwaltswahlaus-

schuss (neu, weil bei Tagesordnung noch nicht 

akut)

Schindler erklärt kurz die Besetzung und Funktion 
des Richterwahlausschusses. Danach kommt die 
Befassung dieses Ausschusses mit einer Personal-
angelegenheit nur in Betracht, wenn es zwischen Mi-
nister und Präsidialrat zum Streit gekommen ist. Die 
Entscheidung des Wahlausschusses markiert die 
höchste Eskalationsstufe. Aus diesem Grund sollten 
erfahrene Kollegen mit einem gewissen Standing in 
diesen Ausschuss gewählt werden, zumal man im 
Ausschuss mit Parlamentarien zusammenarbeiten 
muss, sodass diesbezügliche Erfahrungen von Vor-
teil sind. In der Gesamtschau, sprechen diese An-
forderungen für ältere Kollegen, die schon relativ am 
Ende ihrer Karriere stehen und bereits im geschäfts-
führenden Vorstand mit entsprechenden Kontakten 
zur politischen Bühne mitgearbeitet haben. Es geht 
nicht darum, ältere Kollegen zu „protegieren“, dafür 
ist das Amt nicht geeignet. 

Vor dem Hintergrund des bestehenden Mehrheits-
wahlsystems wird das weitere Vorgehen intensiv 

diskutiert. Als Ergebnis werden folgende Beschlüs-
se für die Listen der einzelnen Gerichtsbarkeiten 
gefasst:
• �Arbeitsgerichtsbarkeit: Keine Nachbenennung 

(Abstimmungsergebnis ohne Gegenstimme).  
• �Sozialgerichtsbarkeit: Eine Nachbenennung: Herr 

Dr. Maximilian Kramm (Abstimmungsergebnis 
ohne Gegenstimme)

• �Ordentliche Gerichtsbarkeit: Keine Nachbenen-
nung (Abstimmungsergebnis ohne Gegenstimme)    

• �Staatsanwaltswahlausschuss: Keine Nachbenen-
nung (Abstimmungsergebnis ohne Gegenstimme)    

3. �Vorbereitung der Jahres-Mitgliederversamm-

lung 24.9.2021

Die Jahresmitgliederversammlung wurde auf den 
24.09.2021 festgesetzt. Dieser Termin ist auch 
schon beim Ministerbüro reserviert. Die Versamm-
lung soll in Remseck stattfinden.

a. �Personalplanung zur Wahl des geschäftsfüh-

renden Vorstands 

Nicht alle derzeitigen Mitglieder des geschäftsfüh-
renden Vorstands wollen sich erneut zur Wahl stel-
len. Die Bezirksgruppenvorsitzenden werden daher 
gebeten, geeignete Kandidaten ihrer Bezirke an-
zusprechen und für eine Kandidatur zu gewinnen. 
Insbesondere ist darauf hinzuweisen, dass die Sit-
zungen des geschäftsführenden Vorstands auch 
nach Abklingen der Corona-Pandemie „hybrid“ 
abgehalten werden könnten, um Mitgliedern aus 
entfernteren Bezirksgruppen eine Teilnahme per Vi-
deo-Schalte zu ermöglichen. 

Schindler und Schriftführer Winkelmann erklären, 
letztmalig für eine Vorstandstätigkeit zu kandidieren. 
Es wäre deshalb wünschenswert, bereits jetzt Perso-
nen, die sich für diese Positionen im Vereinsvorstand 
interessieren, als potenzielle Nachfolger in den ge-
schäftsführenden Vorstand zu wählen oder wenigs-
tens als kooptierte Mitglieder in die Vorstandsarbeit 
einzubeziehen, um eine reibungslose Amtsüberga-
be spätestens in der übernächsten Wahlperiode si-
cherzustellen. 

b. �Satzungsänderung Vereins-Namen, Zusam-

menarbeit mit Seniorenverband: Fortführung 

der bisherigen Linie, Entsprechendes der 

Mitgliederversammlung vorzuschlagen? 
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Hinsichtlich dieser Punkte gibt es keine Änderungs-
wünsche, es wird beschlossen, diese so einzubrin-
gen wie es letztes Jahr geplant war. 

4. Personalplanung Präsidialratswahlen 2022

In den Bezirksgruppen soll nach geeigneten und 
interessierten Personen für die im kommenden Jahr 
anstehenden Präsidialratswahlen gesucht werden. 
Dabei soll der gesamte Querschnitt der Richter in 
allen Alters-, Geschlechter-, Amts- und Besoldungs-
gruppen vertreten sein. Auch eine paritätische 
Verteilung zwischen badischem und württembergi-
schen Landesteil ist anzustreben. Die große Wich-
tigkeit dieses monatlich tagenden Gremiums ist zu 
betonen, zumal darin nicht nur über Ernennungen 
von Richtern auf Planstellen, sondern auch über Be-
förderungen und Erprobungsabordnungen an ein 
Obergericht entschieden wird.

5. Bericht aus dem DRB-Präsidium

Hans-Jörg Städler-Pernice geht auf die Aufregung 
um die Entscheidungen der Familienrichter der 
Amtsgerichte Weimar und Weilheim ein und erläutert 
die Haltung des DRB, keine Stellungnahme hierzu 
abzugeben. Dies entspricht der bisherigen Tradition 
und soll verhindern, dass solchen Entscheidungen 
zu viel Aufmerksamkeit und Gewicht beigemessen 
wird.

Er berichtet, dass das Handbuch der Justiz, welches 
vom DRB herausgegeben wird und sehr aufwendig 
ist, auf der Kippe stehe. Hauptsächliche Gründe 
sind die hohen Kosten, der hohe Personalaufwand 
bei der DRB-Geschäftsstelle in Berlin sowie die im-
mer zahlreicher werdenden Kolleginnen und Kolle-
gen, die aus Datenschutzgründen nicht mehr in dem 
Werk genannt werden wollen. Etliche Bundesländer 
– u. a. Baden-Württemberg – stellen nur noch Roh-
daten zur Verfügung, deren Aufarbeitung sehr auf-
wendig sei.

Auch die im nächsten Frühjahr anstehende Wahl 
des DRB-Vorstands wird angesprochen.

Städtler-Pernice berichtet weiter zur problemati-
schen Situation der Rechtsstaatlichkeit in Polen und 
über die Kontakte zu polnischen Kollegen, die der 
DRB weiter unterstützen will. 

Anschließend spricht er das Thema „Türkei-Fonds“ 
zur Unterstützung von Richtern und Staatsanwälten 
an, die nach dem Putschversuch entlassen wurden, 
zum Teil aufgrund des Vorwurfs, Mitglieder terroris-
tischer Vereinigungen zu sein oder solche zu unter-
stützen. Der DRB möchte den Türkei-Fonds erneut 
mit 10.000 Euro unterstützen; die Mittel könnten aus 
den im Corona-Jahr 2020 ersparten Reisekosten 
aufgebracht werden. Städtler-Pernice wirbt dafür, 
dass auch unser Landesverband einen eigenen 
Beitrag beisteuert. Ob der Vorstand dies alleine ent-
scheiden kann oder ein Beschluss der Mitglieder-
versammlung erforderlich ist, muss geklärt werden.
In Anlehnung an das Papier des Deutschen Zivilrich-
tertages will der DRB eine eigene Position zur Frage 
der Digitalisierung der Justiz entwickeln.

Schließlich berichtete Städtler-Pernice auch zum 
Gesetzentwurf zur Unabhängigkeit der Staatsan-
waltschaften.

6. Bericht der Bezirksgruppen

Der Bericht der Bezirksgruppen ist von der Coro-
na-Situation dominiert, die keine Aktivitäten zulässt. 

7. Verschiedenes

Unter Verschiedenes wurde aus dem Kreis der Be-
zirksgruppen das Dauerthema Bereitschaftsdienst 
angesprochen, insbesondere vor der für einen an-
deren Bereich kürzlich entscheidenden Frage, ob 
Bereitschaftsdienst dort als Arbeitszeit zählt. Die 
Ausgestaltung und die Kompensation für den Be-
reitschaftsdienst ist in den einzelnen Bezirken ins-
gesamt sehr unterschiedlich geregelt. Eine von 
Andreas Brilla betreute Umfrage bei den Bezirks-
gruppen zu den unterschiedlichen Regelungen in 
den Bezirken ist noch nicht abgeschlossen, weil 
noch Äußerungen einzelner Bezirksgruppen fehlen. 
Diese sollen nun angemahnt werden. In der sich an-
schließenden Auswertung soll auch geprüft werden, 
ob die in Pebb§y veranschlagten Zeitkontingente 
ausreichen. 

Vorsitzender Wulf Schindler
Esther Krämer
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„WIR KÖNNEN PROZESSE NICHT IM INTERNET  
VERANSTALTEN‘‘

Wie die Gerichte in der Pandemie 

mit ihren Verfahren umgehen, ist 

allein ihre Sache. 

Das klingt komfortabel, aber ist es 

das wirklich? Ein Gespräch mit ei-

nem, der weiß, was Druck bedeu-

tet.

Die Amtsgerichte in der Regi-
on Stuttgart verhandeln Tempo

überschreitungen, Nachbarschaftsstreitigkeiten 
und Verstöße gegen die Coronaverordnung – aber 
die Verhandlungen laufen fast so ab, als gäbe es 
kein Coronavirus. Mit vielen Zeugen, vielen Anwäl-
ten, vielen Angeklagten, heißt: mit vielen Menschen 
auf engem Raum. Dabei sollen Kontakte doch ver-
mieden werden. Wulf Schindler, Vorsitzender des 
Vereins der Richter und Staatsanwälte, sagt: ,,Die-
se Widersinnigkeit ist nur eine scheinbare.“ 

Herr Schindler, nimmt die Justiz Corona ernst? 

Natürlich! 

Es gibt wenig Richter, die Verhandlungen im gro-

ßen Stil absagen, um dadurch Kontakte zu ver-

meiden. Warum? 

Ich sehe durchaus, dass man reagiert. Indem man 
zum Beispiel Präsenzverhandlungen ausdünnt, 
Neueingänge noch nicht terminiert, auf schriftli-
che Verfahren ausweicht oder per Videokonferenz 
verhandelt, wenn es technisch möglich ist. 

Allein an den Amtsgerichten in der Region Stutt-
gart werden Nachbarschaftsstreitigkeiten verhan-
delt oder lachhafte Bußgeldsachen – als wäre al-
les normal. Von Normalität sind wir weit entfernt. 
Wir haben einen hohen Aufwand betrieben, um 
Verhandlungen mit vertretbarem Risiko zu ermög-
lichen. Es gibt Plexiglasscheiben, Desinfektionsmit-
tel, Einlasskontrollen, und wir tragen Masken und 
weichen, wenn nötig, in größere Säle aus. 

Auch Verstöße gegen die Coronaverordnung 

werden verhandelt, in der Regel sind da viele 

Zeugen, also Kontakte nötig. Ist das nicht wi-

dersinnig? 

Die Widersinnigkeit ist nur eine scheinbare. Es gibt 
kein generelles Verbot, Kontakte zu meiden, aber 
es gibt das Prinzip der Rechtsstaatlichkeit. Es wäre 
fatal, wenn man in der Bevölkerung den Eindruck 
erwecken würde, solche Verstöße hätten keine Fol-
gen. Und wirksam ist eine Ahndung vor allem dann, 
wenn sie zeitnah auf die Tat folgt. 

Besuche im Krankenhaus oder Altenheim sind nur 
im Notfall möglich, Kirchen sind weitgehend ver-
schlossen – aber ins Gericht darf jeder. Ist das 
nicht auch ein fataler Eindruck? Krankenhäuser und 
Altenheime sind in einer Sondersituation, dort sind 
die besonders gefährdeten Personen. Und Got
tesdienste können etwa über das Internet ausge-
strahlt werden. Wir können einen Prozess nicht im 
Internet veranstalten. 

Der Republikanische Anwältinnen- und Anwäl-

teverein (RAV) findet, die Justiz verkenne die 

Gefahr der Pandemie. Er hat alle Justizminister 

und Gerichtspräsidenten aufgefordert, alle nicht 

eilbedürftigen Gerichtstermine unverzüglich 

aufzuheben. Wie finden Sie das? 

Ich bin etwas befremdet. Von einem Anwältinnen- 
und Anwälteverein hätte ich erwartet, dass grund-
sätzliche Fragen der Gewaltenteilung bekannt sind. 
Die Justizminister und die Gerichtspräsidenten ha
ben nicht die Befugnis, die Richter anzuweisen, 
Termine aufzuheben.
 
Und in der Sache? 

Es gibt klare Empfehlungen des Landes, wie die 
Justiz mit der Pandemie umzugehen hat – aber sie 
stehen unter dem Vorbehalt der richterlichen Unab-
hängigkeit. Es ist also jedem Richter unbenommen, 
in seiner Abwägung diesen Empfehlungen zu fol-
gen oder davon abzuweichen. 

Wulf Schindler
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Das Coronavirus ist noch unabhängiger, das richtet 
sich nach gar niemandem. Wir haben inzwischen 
sehr genaue Informationen darüber, wie sich das 
Virus verhält. Wir werden jetzt in eine Situation kom-
men, wo wir grundsätzlich neue Beurteilungen an-
stellen müssen, wenn sich herausstellt, dass sich 
die ansteckenderen Mutationen weiterverbreiten.
 
Was spricht konkret dagegen, nicht eilige Ver-

fahren zu verschieben? 

Das Rechtsstaatsprinzip. Jeder hat Anspruch da-
rauf, dass seine Sache in angemessener Zeit ent-
schieden wird. 

Würde der Rechtsstaat aus den Fugen geraten, 

wenn ein Temposünder erst in einem halben 

Jahr erfährt, ob er wirklich 100 Euro Strafe zah-

len muss? 

Gerade im Bereich der Verkehrsordnungs
widrigkeiten haben wir knappe Verjährungsfristen 
zu beachten. 

Der Druck, Fälle zu erledigen, ist größer als die 

Sorge um die Gesundheit? 

Das kann man so nicht sagen. Auch einen solchen 
Fall kann ich verantwortlich entscheiden, indem ich 
eine Verhandlung anberaume, bei der die Infekti-
onsgefahren minimiert sind. 

In der Praxis lässt sich kaum vermeiden, dass sich 
Personen im Treppenhaus begegnen oder Betei-
ligte verschiedener Verfahren aufeinandertreffen, 
weil sich Termine überschneiden. Wenn Sie durch 
unsere Flure gehen, stellen Sie fest: In jedem Su-
permarkt hat man weitaus häufigere und engere 
Kontakte.

In einen Supermarkt geht man halbwegs freiwillig, 
zu Gericht nur, weil man geladen wird. Erstaunli-
cherweise haben wir relativ wenig Verlegungsgesu-
che und Mitteilungen von geladenen Zeugen, dass 
sie wegen Corona nicht vor Gericht erscheinen wol-
len. 

Gilt die Sorge vor einer Ansteckung als Verle-

gungsgrund? 

Das kommt darauf an, ob es ein echter Grund ist 
oder nur ein vorgeschobener. 

Wie können Sie das erkennen? 

Wenn ein 18-jähriger kerngesunder junger Mann 
sagt, ich komme nicht, weil ich mich nicht infizieren 
möchte, ist das etwas anderes, als wenn das ein 
80-Jähriger sagt, der ein Attest über Asthma vor-
legt. 

Was raten Sie jungen Kollegen mit weniger Er-

fahrung? 

Gerade weil ich schon länger dabei bin, achte ich 
das Prinzip der richterlichen Unabhängigkeit so 
hoch, dass ich keinem anderen Richter einen Rat-
schlag erteile. Generell kann ich nur sagen, wir sind 
alle aufgerufen, unserer Verantwortung gerecht zu 
werden, in jedem Alter. 

Und dann kommt der Chef und verweist auf 

die schlechten Fallzahlen. 

Das kann ich im Einzelfall nicht ausschließen. Ich 
kann nur eines sagen: In dem Moment, wo man mit 
dem Amt betraut ist, hat man diese Verantwortung 
zu tragen, davor kann man sich nicht verstecken. 
Man kann sich auch nicht einem schweren Fall ent-
ziehen, weil man sich jung und unerfahren fühlt. 

Der Erledigungsdruck ist hoch, oder? 

Die Fälle werden nicht weniger. Wenn wir zu viele 
Fälle auf Halde produzieren, dann ist irgendwann 
ein Zustand erreicht, dass wir sie nicht mehr in an-
gemessener Zeit nachholen können. Wenn wir nun 
im ganz großen Stil Termine verschieben würden, 
würden wir nach der Pandemie nicht bei null anfan-
gen, sondern im weit negativen Bereich. Wenn der 
Bestand zu hoch ist, hat man keine Chancen mehr, 
das Referat in Gang zu bringen. 

Wären mehr Kollegen hilfreich? 

Die fallen ja nicht einfach vom Himmel. Das haben 
wir bei den vielen Asylverfahren 2015 gesehen. 
Das dauerte zwei, drei Jahre, bis wir tatsächlich 
die zusätzliche Anzahl an Verwaltungsrichterstellen 
hatten. Und diese Welle ist noch immer nicht voll-
ständig abgearbeitet. 

Das Gespräch führte Verena Mayer.
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KOMMENTAR

WULF SCHINDLER

BETRIFFT: DER DECKMANTEL DER RICHTERLICHEN 
UNABHÄNGIGKEIT IN CORONA-ZEITEN – EIN SCHLIMMES 
SIGNAL, STN-KOMMENTAR VON VERENA MAYER VOM 
08.02.2021

Die richterliche Unabhängigkeit ist kein Deckman-
tel, sondern unverzichtbares Gut und Kennzeichen 
einer rechtsstaatlichen Justiz. Termine anzuberau-
men, abzuhalten, aufzuheben und zu verlegen, ge-
hört zum Kernbereich richterlicher Unabhängigkeit. 
Dementsprechend hat das Justizministerium als 
Exekutive auch in der derzeitigen Pandemie hierzu 
nur Empfehlungen gegeben; alles andere wäre tat-
sächlich ein Eingriff in die richterliche Unabhängig-
keit und würde von vielen Richtern auch genauso 
gesehen.

Selbstverständlich ist in jedem Einzelfall eine Ab-
wägung vorzunehmen, ob ein Termin in einer 
Rechtssache verschoben werden kann und muss, 
etwa weil Risikogruppen beteiligt sind, nicht aus-
reichend große Säle zur Verfügung stehen, zu viele 
Personen beteiligt werden müssen, der Fall keinen 
Zeitdruck hat, ob Alternativen wie eine Entschei-
dung im schriftlichen Verfahren oder eine virtuelle 
Verhandlung in Form einer Videokonferenz zur Ver-
fügung stehen. Zu betrachten ist auch, welche Res-
sourcen der einzelne Richter hat, die auflaufenden 
Verfahrensberge wieder aufzuarbeiten; schließlich 
hat eine zeitangemessene Verfahrenserledigung 
Verfassungsrang. Ähnlich verhält es sich bei den 
zitierten Bußgeldsachen, insbesondere aus dem 
Verkehrsbereich: In vielen dieser Verfahren be-
stehen sehr kurze Verjährungsfristen; es bestünde 

eine erhebliche Gerechtigkeitslücke und Ungleich-
behandlung, wenn Verhalten, das noch vor weni-
gen Monaten mit teilweise empfindlichen Geld-
bußen und Nebenfolgen wie Fahrverboten belegt 
wurde, jetzt für ein gesamtes Kalendervierteljahr 
sanktionslos wäre. 

Die nach diesen Kriterien angestellten Abwägun-
gen führen tatsächlich zu sehr unterschiedlichen 
Ergebnissen wie die in derselben Zeitungsausgabe 
zitierten Richter in ihren Stellungnahmen aufzeigen. 
Sie machen nicht, was sie wollen, sondern was sie 
für verantwortbar halten. 

Es hat den Anschein, dass die Akzeptanz der von 
den einzelnen Richtern individuell gefundenen 
Abwägungsergebnisse bei den Rechtsuchenden 
groß ist; es gibt relativ wenig Protest, und zwar we-
der gegen Corona-bedingte Terminsaufhebungen 
noch gegen die Anberaumung bzw. Aufrechterhal-
tung von Gerichtsterminen.
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Ja, ich erkläre meinen Beitritt zum Verein der Richter und Staatsanwälte in Baden-Württemberg e. V.

Name/Vorname:

Dienststelle:				    Dienstbezeichnung:

Straße:					     PLZ:		  Wohnort:

Geburtstag:				    Telefon:				   E-Mail:

 Assessor			    Pensionär			    Ehegatte eines Mitglieds

				     ohne DRiZ			   Name des Mitglieds:

Ort, Datum 					     Unterschrift

Einzugsermächtigung der Mitgliedsbeiträge
(reguläre Mitgliedschaft 165,– €; Assessoren, längstens drei Jahre, 115,– €; Pensionäre 135,– €; Pensio-
näre ohne DRiZ 110,– €; Ehegatten von regulären Mitgliedern ohne DRiZ 110,– €; Ehrenmitglieder 80,– €)
Hiermit ermächtige ich den Verein der Richter und Staatsanwälte in Baden-Württemberg e. V. widerruflich, den von 
mir zu entrichtenden Vereinsbeitrag alljährlich am 1. Juli eines Jahres zulasten meines Kontos im Lastschriftverfahren 
einzuziehen.

IBAN:							       BIC:

Name der Bank:

Kontoinhaber:

Ort, Datum:				    Unterschrift:

Datenschutzbestimmungen:
Ich willige ein, dass der o. g. Verein als verantwortliche Stelle die in der Beitrittserklärung/Einzugsermächtigung erhobenen perso-
nenbezogenen Daten (Vorname, Name, Adresse, Geburtsdatum, Telefon-Nr., E-Mail-Adresse, Mitgliedsstatus, Dienststelle, Bank-
verbindung, Eintrittsdatum) ausschließlich zum Zwecke der satzungsgemäßen Durchführung der Mitgliedschaft, der Mitglieder-
verwaltung, des Beitragseinzugs und der Übermittlung von Vereinsinformationen durch den Verein verarbeitet und nutzt. Eine 
Übermittlung von Daten an Dritte – namentlich an die Dachorganisation (DRB), den Zeitschriftenverlag (DRiZ) und an das Versi-
cherungsunternehmen im Zusammenhang mit dem mitgliedschaftlichen Versicherungsschutz – findet nur im Rahmen der in der 
Satzung festgelegten Zwecke statt. Diese Datenübermittlungen sind notwendig zum Zwecke der Organisation und Durchführung 
der Mitgliedschaft. Bei Beendigung der Mitgliedschaft werden die personenbezogenen Daten gelöscht, soweit sie nicht gemäß 
den gesetzlichen Vorgaben aufbewahrt werden müssen. 

 Ich willige – jederzeit widerruflich – darüber hinaus ein, dass meine Grunddaten (Vorname, Name, Geburtsdatum und Dauer 
der Vereinszugehörigkeit) auch nach Beendigung der Mitgliedschaft zu Dokumentations-/Archivzwecken beim Verein gespeichert 
bleiben.

Jedes Mitglied hat im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen das Recht auf Auskunft über die personenbezogenen Daten, die 
zu seiner Person bei der verantwortlichen Stelle gespeichert sind. Außerdem hat das Mitglied bei fehlerhaften Daten ein Korrek-
turrecht. Aufsichtsbehörde für den Datenschutz ist der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
Baden-Württemberg, Kontaktdaten unter: https://www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de/.

Ort, Datum					     Unterschrift

Bitte senden an die Geschäftsstelle Hauffstr. 5, 70190 Stuttgart 

Deutscher Richterbund

Verein der Richter und
Staatsanwälte
in Baden-Württemberg e. V.

BEITRITTSERKLÄRUNG



Von der Überwachung der Probenentnahme bis zur Erstattung des Gutachtens bieten wir den gesamten Service für 
belastbare Abstammungsgutachten

 Organisation und Überwachung dokumentierter Probenentnahmen
 Zuverlässige und zeitnahe Informationen an das Gericht
 Weltweite Organisation richtlinienkonformer Probenentnahmen

Akkreditierte 
Abstammungs­
gutachten

Senden Sie Ihren Beweisbeschluss 
ganz einfach an:
 
Ihre Gutachter am Institut für Serologie und Genetik   

Prof. Dr. med. Jan Kramer,  
Dr. rer. nat. Armin Pahl,  
Dipl.-Biol. Stephanie Lobach

Lauenburger Str. 67
21502 Geesthacht 

Sie haben noch Fragen?
Kontaktieren Sie uns unter:  
T: 04152 ­ 80 31 62  
F: 04152 ­ 80 33 82  
E­Mail: info@abstammung.de
www.abstammung.de

Varianten der Abstammungs gutachten

Alle Gutachten sind richtlinienkonform gemäß  
§ 23 Abs. 2 Nr. 4 und Nr. 2b GenDG auf Basis von zwei  
DNA­Isolationen aus zwei Tupfern je Proband.

>  Basis­/Anfechtungsgutachten 390,­ €* 
Triofall, d. h. Kind, Mutter, möglicher Vater;  
Testumfang 17 Systeme

>  Komplettgutachten 580,­ €*
Kind, Mutter, sämtliche mögliche Väter;  
Testumfang 17 Systeme

>  Vollgutachten 690,­ €*
3­fach­Analyse, d. h. Triofall Kind, Mutter,  
möglicher Vater; Testumfang 31 Systeme 
 

* zzgl. MwSt. und ggf. Probenentnahmekosten
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